
Titel 5 
Rücktritt; Widerrufs- und 
Rückgaberecht bei Verbraucherverträgen 
U n t e r t i t e l 1 
R ü c k t r i t t*) 
 

§ 346 
Wirkungen des Rücktritts 

(1) Hat sich eine Vertragspartei vertraglich den Rücktritt vorbehalten oder steht ihr 
ein gesetzliches Rücktrittsrecht zu, so sind im Falle des Rücktritts die empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren und die gezogenen Nutzungen herauszugeben. 
(2) Statt der Rückgewähr hat der Schuldner Wertersatz zu leisten, soweit 
1. die Rückgewähr oder die Herausgabe nach der Natur des Erlangten 
ausgeschlossen ist, 
2. er den empfangenen Gegenstand verbraucht, veräußert, belastet, verarbeitet oder 
umgestaltet hat, 
3. der empfangene Gegenstand sich verschlechtert hat oder untergegangen ist; 
jedoch bleibt die durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme entstandene 
Verschlechterung außer Betracht. 
Ist im Vertrag eine Gegenleistung bestimmt, ist sie bei der Berechnung des 
Wertersatzes zugrunde zu legen. 
(3) Die Pflicht zum Wertersatz entfällt,  
1. wenn sich der zum Rücktritt berechtigende Mangel erst während der Verarbeitung 
oder Umgestaltung des Gegenstandes gezeigt hat, 
2. soweit der Gläubiger die Verschlechterung oder den Untergang zu vertreten hat 
oder der Schaden bei ihm gleichfalls eingetreten wäre, 
3. wenn im Falle eines gesetzlichen Rücktrittsrechts die Verschlechterung oder der 
Untergang beim Berechtigten eingetreten ist, obwohl dieser diejenige Sorgfalt 
beobachtet hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 
Eine verbleibende Bereicherung ist herauszugeben. 
(4) Der Gläubiger kann wegen Verletzung einer Pflicht aus Absatz 1 nach Maßgabe 
der §§ 280 bis 283 Schadensersatz verlangen. 
*) Amtlicher Hinweis: 
Dieser Untertitel dient auch der Umsetzung der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der 
Garantien für Verbrauchsgüter (ABl. EG Nr. L 171 S. 12). 
 

§ 347 
Nutzungen und Verwendungen nach Rücktritt 

(1) Zieht der Schuldner Nutzungen entgegen den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtschaft nicht, obwohl ihm das möglich gewesen wäre, so ist er dem Gläubiger 
zum Wertersatz verpflichtet. Im Falle eines gesetzlichen Rücktrittsrechts hat der 
Berechtigte hinsichtlich der Nutzungen nur für diejenige Sorgfalt einzustehen, die er 
in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 
(2) Gibt der Schuldner den Gegenstand zurück, leistet er Wertersatz oder ist seine 
Wertersatzpflicht gemäß § 346 Abs. 3 Nr. 1 oder 2 ausgeschlossen, so sind ihm 
notwendige Verwendungen zu ersetzen. Andere Aufwendungen sind zu ersetzen, 
soweit der Gläubiger durch diese bereichert wird. 
 

§ 348 
Erfüllung Zug-um-Zug 



Die sich aus dem Rücktritt ergebenden Verpflichtungen der Parteien sind Zug um 
Zug zu erfüllen. Die Vorschriften der §§ 320, 322 finden entsprechende Anwendung. 
 

§ 349 
Erklärung des Rücktritts 

Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. 
 

§ 350 
Erlöschen des Rücktrittsrechts nach Fristsetzung 

Ist für die Ausübung des vertraglichen Rücktrittsrechts eine Frist nicht vereinbart, so 
kann dem Berechtigten von dem anderen Teil für die Ausübung eine angemessene 
Frist bestimmt werden. Das Rücktrittsrecht erlischt, wenn nicht der Rücktritt vor dem 
Ablauf der Frist erklärt wird. 
 

§ 351 
Unteilbarkeit des Rücktrittsrechts 

Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen Seite mehrere beteiligt, so 
kann das Rücktrittsrecht nur von allen und gegen alle ausgeübt werden. Erlischt das 
Rücktrittsrecht für einen der Berechtigten, so erlischt es auch für die übrigen. 
 

§ 352 
Aufrechnung nach Nichterfüllung 

Der Rücktritt wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit wird unwirksam, wenn der 
Schuldner sich von der Verbindlichkeit durch Aufrechnung befreien konnte und 
unverzüglich nach dem Rücktritt die Aufrechnung erklärt.  
 

§ 353 
Rücktritt gegen Reugeld 

Ist der Rücktritt gegen Zahlung eines Reugelds vorbehalten, so ist der Rücktritt 
unwirksam, wenn das Reugeld nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet wird und 
der andere Teil aus diesem Grunde die Erklärung unverzüglich zurückweist. Die 
Erklärung ist jedoch wirksam, wenn das Reugeld unverzüglich nach der 
Zurückweisung entrichtet wird. 
 

§ 354 
Verwirkungsklausel 

Ist ein Vertrag mit dem Vorbehalt geschlossen, dass der Schuldner seiner Rechte 
aus dem Vertrag verlustig sein soll, wenn er seine Verbindlichkeit nicht erfüllt, so ist 
der Gläubiger bei dem Eintritt dieses Falles zum Rücktritt von dem Vertrag 
berechtigt. 
 
U n t e r t i t e l 2*) 
W i d e r r u f s -   u n d   R ü c k g a b e r e c h t   b e i    
V e r b r a u c h e r v e r t r ä g e n 
 

§ 355 
Widerrufsrecht bei Verbraucherverträgen 

(1) Wird einem Verbraucher durch Gesetz ein Widerrufsrecht nach dieser Vorschrift 
eingeräumt, so ist er an seine auf den Abschluss des Vertrags gerichtete 
Willenserklärung nicht mehr gebunden, wenn er sie fristgerecht widerrufen hat. Der 
Widerruf muss keine Begründung enthalten und ist in Textform oder durch 



Rücksendung der Sache innerhalb von zwei Wochen gegenüber dem Unternehmer 
zu erklären; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. 
(2) Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem dem Verbraucher eine deutlich 
gestaltete Belehrung über sein Widerrufsrecht, die ihm entsprechend den 
Erfordernissen des eingesetzten Kommunikationsmittels seine Rechte deutlich 
macht, in Textform mitgeteilt worden ist, die auch Namen und Anschrift desjenigen, 
gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, und einen Hinweis auf den Fristbeginn 
und die Regelung des Absatzes 1 Satz 2 enthält. 
Sie ist vom Verbraucher bei anderen als notariell beurkundeten Verträgen gesondert 
zu unterschreiben oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. 
Ist der Vertrag schriftlich abzuschließen, so beginnt die Frist nicht zu laufen, bevor 
dem Verbraucher auch eine Vertragsurkunde, der schriftliche Antrag des 
Verbrauchers oder eine Abschrift der Vertragsurkunde oder des Antrags zur 
Verfügung gestellt werden. Ist der Fristbeginn streitig, so trifft die Beweislast den 
Unternehmer. 
(3) Das Widerrufsrecht erlischt spätestens sechs Monate nach Vertragsschluss. Bei 
der Lieferung von Waren beginnt die Frist nicht vor dem Tage ihres Eingangs beim 
Empfänger. 
*) Amtlicher Hinweis: 
Dieser Untertitel dient der Umsetzung 
1. Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz im 
Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen (ABl. EG Nr. L 372 S. 31), 
2. Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 1994 zum 
Schutz der Erwerber im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb von 
Teilzeitnutzungsrechten an Immobilien (ABl. EG Nr. L 280 S. 82) und  
3. Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über den 
Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz (ABl. EG Nr. L 144 S. 19). 
 

§ 356 
Rückgaberecht bei Verbraucherverträgen 

(1) Das Widerrufsrecht nach § 355 kann, soweit dies ausdrücklich durch Gesetz 
zugelassen ist, beim Vertragsschluss auf Grund eines Verkaufsprospekts im Vertrag 
durch ein uneingeschränktes Rückgaberecht ersetzt werden. Voraussetzung ist, dass 
1. im Verkaufsprospekt eine deutlich gestaltete Belehrung über das Rückgaberecht 
enthalten ist, 
2. der Verbraucher den Verkaufsprospekt in Abwesenheit des Unternehmers 
eingehend zur Kenntnis nehmen konnte und 
3. dem Verbraucher das Rückgaberecht in Textform eingeräumt wird. 
(2) Das Rückgaberecht kann innerhalb der Widerrufsfrist, die jedoch nicht vor Erhalt 
der Sache beginnt, und nur durch Rücksendung der Sache oder, wenn die Sache 
nicht als Paket versandt werden kann, durch Rücknahmeverlangen ausgeübt 
werden. § 355 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 
 

§ 357 
Rechtsfolgen des Widerrufs und der Rückgabe 

(1) Auf das Widerrufs- und das Rückgaberecht finden, soweit nicht ein anderes 
bestimmt ist, die Vorschriften über den gesetzlichen Rücktritt entsprechende 
Anwendung. 
Die in § 286 Abs. 3 bestimmte Frist beginnt mit der Widerrufs- oder 
Rückgabeerklärung des Verbrauchers. 
(2) Der Verbraucher ist bei Ausübung des Widerrufsrechts zur Rücksendung 
verpflichtet, wenn die Sache durch Paket versandt werden kann. Kosten und Gefahr 



der Rücksendung trägt bei Widerruf und Rückgabe der Unternehmer. Wenn ein 
Widerrufsrecht besteht, dürfen dem Verbraucher bei einer Bestellung bis zu einem 
Betrag von 40 Euro die regelmäßigen Kosten der Rücksendung vertraglich auferlegt 
werden, es sei denn, dass die gelieferte Ware nicht der bestellten entspricht. 
(3) Der Verbraucher hat abweichend von § 346 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Wertersatz für 
eine durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme der Sache entstandene 
Verschlechterung zu leisten, wenn er spätestens bei Vertragsschluss in Textform auf 
diese Rechtsfolge und eine Möglichkeit hingewiesen worden ist, sie zu vermeiden. 
Dies gilt nicht, wenn die Verschlechterung ausschließlich auf die Prüfung der Sache 
zurückzuführen ist. § 346 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 findet keine Anwendung, wenn der 
Verbraucher über sein Widerrufsrecht ordnungsgemäß belehrt worden ist oder 
hiervon anderweitig Kenntnis 
erlangt hat. 
(4) Weitergehende Ansprüche bestehen nicht. 
 

§ 358 
Verbundene Verträge 

(1) Hat der Verbraucher seine auf den Abschluss eines Vertrags über die Lieferung 
einer Ware oder die Erbringung einer anderen Leistung durch einen Unternehmer 
gerichtete Willenserklärung wirksam widerrufen, so ist er auch an seine auf den 
Abschluss eines mit diesem Vertrag verbundenen Verbraucherdarlehensvertrags 
gerichtete Willenserklärung nicht mehr gebunden. 
(2) Hat der Verbraucher seine auf den Abschluss eines 
Verbraucherdarlehensvertrags gerichtete Willenserklärung wirksam widerrufen, so ist 
er auch an seine auf den Abschluss eines mit diesem Verbraucherdarlehensvertrag 
verbundenen Vertrags über die Lieferung einer Ware oder die Erbringung einer 
anderen Leistung gerichtete Willenserklärung nicht mehr gebunden. Kann der 
Verbraucher die auf den Abschluss des verbundenen Vertrags gerichtete 
Willenserklärung nach Maßgabe dieses Untertitels widerrufen, gilt allein Absatz 1 und 
sein Widerrufsrecht aus § 495 Abs. 1 ist ausgeschlossen. Erklärt der Verbraucher im 
Falle des Satzes 2 dennoch den Widerruf des Verbraucherdarlehensvertrags, gilt 
dies als Widerruf des verbundenen Vertrags gegenüber dem Unternehmer gemäß 
Absatz 1. 
(3) Ein Vertrag über die Lieferung einer Ware oder die Erbringung einer anderen 
Leistung und ein Verbraucherdarlehensvertrag sind verbunden, wenn das Darlehen 
ganz oder teilweise der Finanzierung des anderen Vertrags dient und beide Verträge 
eine wirtschaftliche Einheit bilden. Eine wirtschaftliche Einheit ist insbesondere 
anzunehmen, wenn der Unternehmer selbst die Gegenleistung des Verbrauchers 
finanziert, oder im Falle der Finanzierung durch einen Dritten, wenn sich der 
Darlehensgeber bei der Vorbereitung oder dem Abschluss des 
Verbraucherdarlehensvertrags der Mitwirkung des Unternehmers bedient. 
(4) § 357 gilt für den verbundenen Vertrag entsprechend. Im Falle des Absatzes 1 
sind jedoch Ansprüche auf Zahlung von Zinsen und Kosten aus der Rückabwicklung 
des Verbraucherdarlehensvertrags gegen den Verbraucher ausgeschlossen. Der 
Darlehensgeber tritt im Verhältnis zum Verbraucher hinsichtlich der Rechtsfolgen des 
Widerrufs oder der Rückgabe in die Rechte und Pflichten des Unternehmers aus 
dem verbundenen Vertrag ein, wenn das Darlehen dem Unternehmer bei 
Wirksamwerden des Widerrufs oder der Rückgabe bereits zugeflossen ist.  
(5) Die erforderliche Belehrung über das Widerrufs- oder Rückgaberecht muss auf 
die Rechtsfolgen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 und 2 hinweisen.  
 



§ 359 
Einwendungen bei verbundenen Verträgen 

Der Verbraucher kann die Rückzahlung des Darlehens verweigern, soweit 
Einwendungen aus dem verbundenen Vertrag ihn gegenüber dem Unternehmer, mit 
dem er den verbundenen Vertrag geschlossen hat, zur Verweigerung seiner Leistung 
berechtigen würden. Dies gilt nicht, wenn das finanzierte Entgelt 200 Euro nicht 
überschreitet, sowie bei Einwendungen, die auf einer zwischen diesem Unternehmer 
und dem Verbraucher nach Abschluss des Verbraucherdarlehensvertrags 
vereinbarten Vertragsänderung beruhen. Kann der Verbraucher Nacherfüllung 
verlangen, so kann er die Rückzahlung des Darlehens erst verweigern, wenn die 
Nacherfüllung fehlgeschlagen ist. 
 

§§ 360, 361 
(weggefallen) 
 
 
 
A b s c h n i t t 4 
Erlöschen der 
Schuldverhältnisse 
Titel 1 
Erfüllung 
 

§ 362 
Erlöschen durch Leistung 

(1) Das Schuldverhältnis erlischt, wenn die geschuldete Leistung an den Gläubiger 
bewirkt wird.  
(2) Wird an einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleistet, so findet die Vorschrift 
des § 185 Anwendung. 
 

§ 363 
Beweislast bei Annahme als Erfüllung 

Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene Leistung als Erfüllung 
angenommen, so trifft ihn die Beweislast, wenn er die Leistung deshalb nicht als 
Erfüllung gelten lassen will, weil sie eine andere als die geschuldete Leistung oder 
weil sie unvollständig gewesen sei. 
 

§ 364 
Annahme an Erfüllungs statt 

(1) Das Schuldverhältnis erlischt, wenn der Gläubiger eine andere als die 
geschuldete Leistung an Erfüllungs statt annimmt. 
(2) Übernimmt der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers diesem 
gegenüber eine neue Verbindlichkeit, so ist im Zweifel nicht anzunehmen, dass er die 
Verbindlichkeit an Erfüllungs statt übernimmt. 
 

§ 365 
Gewährleistung bei Hingabe an Erfüllungs statt 

Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen Dritten oder ein anderes Recht an 
Erfüllungs statt gegeben, so hat der Schuldner wegen eines Mangels im Recht oder 
wegen eines Mangels der Sache in gleicher Weise wie ein Verkäufer Gewähr zu 
leisten. 



 
§ 366 

Anrechnung der Leistung auf mehrere Forderungen 
(1) Ist der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuldverhältnissen zu 
gleichartigen Leistungen verpflichtet und reicht das von ihm Geleistete nicht zur 
Tilgung sämtlicher Schulden aus, so wird diejenige Schuld getilgt, welche er bei der 
Leistung bestimmt. 
(2) Trifft der Schuldner keine Bestimmung, so wird zunächst die fällige Schuld, unter 
mehreren fälligen Schulden diejenige, welche dem Gläubiger geringere Sicherheit 
bietet, unter mehreren gleich sicheren die dem Schuldner lästigere, unter mehreren 
gleich lästigen die ältere Schuld und bei gleichem Alter jede Schuld verhältnismäßig 
getilgt. 
 

§ 367 
Anrechnung auf Zinsen und Kosten 

(1) Hat der Schuldner außer der Hauptleistung Zinsen und Kosten zu entrichten, so 
wird eine zur Tilgung der ganzen Schuld nicht ausreichende Leistung zunächst auf 
die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung angerechnet. 
(2) Bestimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, so kann der Gläubiger die 
Annahme der Leistung ablehnen.  
 

§ 368 
Quittung 

Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leistung auf Verlangen ein schriftliches 
Empfangsbekenntnis (Quittung) zu erteilen. Hat der Schuldner ein rechtliches 
Interesse, dass die Quittung in anderer Form erteilt wird, so kann er die Erteilung in 
dieser Form verlangen. 
 

§ 369 
Kosten der Quittung 

(1) Die Kosten der Quittung hat der Schuldner zu tragen und vorzuschießen, sofern 
nicht aus dem zwischen ihm und dem Gläubiger bestehenden Rechtsverhältnis sich 
ein anderes ergibt. 
(2) Treten infolge einer Übertragung der Forderung oder im Wege der Erbfolge an die 
Stelle des ursprünglichen Gläubigers mehrere Gläubiger, so fallen die Mehrkosten 
den Gläubigern zur Last. 
 

§ 370 
Leistung an den Überbringer der Quittung 

Der Überbringer einer Quittung gilt als ermächtigt, die Leistung zu empfangen, sofern 
nicht die dem Leistenden bekannten Umstände der Annahme einer solchen 
Ermächtigung entgegenstehen. 
 

§ 371 
Rückgabe des Schuldscheins 

Ist über die Forderung ein Schuldschein ausgestellt worden, so kann der Schuldner 
neben der Quittung Rückgabe des Schuldscheins verlangen. Behauptet der 
Gläubiger, zur Rückgabe außerstande zu sein, so kann der Schuldner das öffentlich 
beglaubigte Anerkenntnis verlangen, dass die Schuld erloschen sei. 
 
 



Titel 2 
Hinterlegung 
 

§ 372 
Voraussetzungen 

Geld, Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie Kostbarkeiten kann der Schuldner 
bei einer dazu bestimmten öffentlichen Stelle für den Gläubiger hinterlegen, wenn 
der Gläubiger im Verzug der Annahme ist. Das Gleiche gilt, wenn der Schuldner aus 
einem anderen in der Person des Gläubigers liegenden Grund oder infolge einer 
nicht auf Fahrlässigkeit beruhenden Ungewissheit über die Person des Gläubigers 
seine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann. 
 

§ 373 
Zug-um-Zug-Leistung 

Ist der Schuldner nur gegen eine Leistung des Gläubigers zu leisten verpflichtet, so 
kann er das Recht des Gläubigers zum Empfang der hinterlegten Sache von der 
Bewirkung der Gegenleistung abhängig machen. 
 

§ 374 
Hinterlegungsort; Anzeigepflicht 

(1) Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsstelle des Leistungsorts zu erfolgen; 
hinterlegt der Schuldner bei einer anderen Stelle, so hat er dem Gläubiger den 
daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 
(2) Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich anzuzeigen; im 
Falle der Unterlassung ist er zum Schadensersatz verpflichtet. Die Anzeige darf 
unterbleiben, wenn sie untunlich ist. 
 

§ 375 
Rückwirkung bei Postübersendung 

Ist die hinterlegte Sache der Hinterlegungsstelle durch die Post übersendet worden, 
so wirkt die Hinterlegung auf die Zeit der Aufgabe der Sache zur Post zurück. 
 

§ 376 
Rücknahmerecht 

(1) Der Schuldner hat das Recht, die hinterlegte Sache zurückzunehmen. 
(2) Die Rücknahme ist ausgeschlossen: 
1. wenn der Schuldner der Hinterlegungsstelle erklärt, dass er auf das Recht zur 
Rücknahme verzichte, 
2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsstelle die Annahme erklärt, 
3. wenn der Hinterlegungsstelle ein zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner 
ergangenes rechtskräftiges Urteil vorgelegt wird, das die Hinterlegung für rechtmäßig 
erklärt. 
 

§ 377 
Unpfändbarkeit des Rücknahmerechts 

(1) Das Recht zur Rücknahme ist der Pfändung nicht unterworfen. 
(2) Wird über das Vermögen des Schuldners das Insolvenzverfahren eröffnet, so 
kann während des Insolvenzverfahrens das Recht zur Rücknahme auch nicht von 
dem Schuldner ausgeübt werden. 
 

§ 378 



Wirkung der Hinterlegung bei ausgeschlossener Rücknahme 
Ist die Rücknahme der hinterlegten Sache ausgeschlossen, so wird der Schuldner 
durch die Hinterlegung von seiner Verbindlichkeit in gleicher Weise befreit, wie wenn 
er zur Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger geleistet hätte. 
 

§ 379 
Wirkung der Hinterlegung bei nicht ausgeschlossener Rücknahme 

(1) Ist die Rücknahme der hinterlegten Sache nicht ausgeschlossen, so kann der 
Schuldner den Gläubiger auf die hinterlegte Sache verweisen. 
(2) Solange die Sache hinterlegt ist, trägt der Gläubiger die Gefahr und ist der 
Schuldner nicht verpflichtet, Zinsen zu zahlen oder Ersatz für nicht gezogene 
Nutzungen zu leisten. 
(3) Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurück, so gilt die Hinterlegung als 
nicht erfolgt. 
 

§ 380 
Nachweis der Empfangsberechtigung 

Soweit nach den für die Hinterlegungsstelle geltenden Bestimmungen zum Nachweis 
der Empfangsberechtigung des Gläubigers eine diese Berechtigung anerkennende 
Erklärung des Schuldners erforderlich oder genügend ist, kann der Gläubiger von 
dem Schuldner die Abgabe der Erklärung unter denselben Voraussetzungen 
verlangen, unter denen er die Leistung zu fordern berechtigt sein würde, wenn die 
Hinterlegung nicht erfolgt wäre.  
 

§ 381 
Kosten der Hinterlegung 

Die Kosten der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur Last, sofern nicht der 
Schuldner die hinterlegte Sache zurücknimmt. 
 

§ 382 
Erlöschen des Gläubigerrechts 

Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erlischt mit dem Ablauf von 30 
Jahren nach dem Empfang der Anzeige von der Hinterlegung, wenn nicht der 
Gläubiger sich vorher bei der Hinterlegungsstelle meldet; der Schuldner ist zur 
Rücknahme berechtigt, auch wenn er auf das Recht zur Rücknahme verzichtet hat. 
 

§ 383 
Versteigerung hinterlegungsunfähiger Sachen 

(1) Ist die geschuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht geeignet, so kann 
der Schuldner sie im Falle des Verzugs des Gläubigers am Leistungsort versteigern 
lassen und den Erlös hinterlegen. Das Gleiche gilt in den Fällen des § 372 Satz 2, 
wenn der Verderb der Sache zu besorgen oder die Aufbewahrung mit 
unverhältnismäßigen Kosten verbunden ist. 
(2) Ist von der Versteigerung am Leistungsort ein angemessener Erfolg nicht zu 
erwarten, so ist die Sache an einem geeigneten anderen Orte zu versteigern. 
(3) Die Versteigerung hat durch einen für den Versteigerungsort bestellten 
Gerichtsvollzieher oder zu Versteigerungen befugten anderen Beamten oder 
öffentlich angestellten Versteigerer öffentlich zu erfolgen (öffentliche Versteigerung). 
Zeit und Ort der Versteigerung sind unter allgemeiner Bezeichnung der Sache 
öffentlich bekannt zu machen. 



(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten nicht für eingetragene Schiffe und 
Schiffsbauwerke. 
 

§ 384 
Androhung der Versteigerung 

(1) Die Versteigerung ist erst zulässig, nachdem sie dem Gläubiger angedroht 
worden ist; die Androhung darf unterbleiben, wenn die Sache dem Verderb 
ausgesetzt und mit dem Aufschub der Versteigerung Gefahr verbunden ist. 
(2) Der Schuldner hat den Gläubiger von der Versteigerung unverzüglich zu 
benachrichtigen; im Falle der Unterlassung ist er zum Schadensersatz verpflichtet. 
(3) Die Androhung und die Benachrichtigung dürfen unterbleiben, wenn sie untunlich 
sind. 
 

§ 385 
Freihändiger Verkauf 

Hat die Sache einen Börsen- oder Marktpreis, so kann der Schuldner den Verkauf 
aus freier Hand durch einen zu solchen Verkäufen öffentlich ermächtigten 
Handelsmäkler oder durch eine zur öffentlichen Versteigerung befugte Person zum 
laufenden Preis bewirken. 
 

§ 386 
Kosten der Versteigerung 

Die Kosten der Versteigerung oder des nach § 385 erfolgten Verkaufs fallen dem 
Gläubiger zur Last, sofern nicht der Schuldner den hinterlegten Erlös zurücknimmt. 
 
 
Titel 3 
Aufrechnung 
 

§ 387 
Voraussetzungen 

Schulden zwei Personen einander Leistungen, die ihrem Gegenstand nach 
gleichartig sind, so kann jeder Teil seine Forderung gegen die Forderung des 
anderen Teils aufrechnen, sobald er die ihm gebührende Leistung fordern und die 
ihm obliegende Leistung bewirken kann. 
 

§ 388 
Erklärung der Aufrechnung 

Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. Die Erklärung 
ist unwirksam, wenn sie unter einer Bedingung oder einer Zeitbestimmung 
abgegeben wird. 
 

§ 389 
Wirkung der Aufrechnung 

Die Aufrechnung bewirkt, dass die Forderungen, soweit sie sich decken, als in dem 
Zeitpunkt erloschen gelten, in welchem sie zur Aufrechnung geeignet einander 
gegenübergetreten sind. 
 

§ 390 
Keine Aufrechnung mit einredebehafteter Forderung 

Eine Forderung, der eine Einrede entgegensteht, kann nicht aufgerechnet werden.  



 
§ 391 

Aufrechnung bei Verschiedenheit der Leistungsorte 
(1) Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass für die Forderungen 
verschiedene Leistungs- oder Ablieferungsorte bestehen. Der aufrechnende Teil hat 
jedoch den Schaden zu ersetzen, den der andere Teil dadurch erleidet, dass er 
infolge der Aufrechnung die Leistung nicht an dem bestimmten Orte erhält oder 
bewirken kann. 
(2) Ist vereinbart, dass die Leistung zu einer bestimmten Zeit an einem bestimmten 
Orte erfolgen soll, so ist im Zweifel anzunehmen, dass die Aufrechnung einer 
Forderung, für die ein anderer Leistungsort besteht, ausgeschlossen sein soll. 
 

§ 392 
Aufrechnung gegen beschlagnahmte Forderung 

Durch die Beschlagnahme einer Forderung wird die Aufrechnung einer dem 
Schuldner gegen den Gläubiger zustehenden Forderung nur dann ausgeschlossen, 
wenn der Schuldner seine Forderung nach der Beschlagnahme erworben hat oder 
wenn seine Forderung erst nach der Beschlagnahme und später als die in Beschlag 
genommene Forderung fällig geworden ist. 
 

§ 393 
Keine Aufrechnung gegen Forderung aus unerlaubter Handlung 

Gegen eine Forderung aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung ist 
die Aufrechnung nicht zulässig. 
 

§ 394 
Keine Aufrechnung gegen unpfändbare Forderung 

Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen ist, findet die Aufrechnung 
gegen die Forderung nicht statt. Gegen die aus Kranken-, Hilfs- oder Sterbekassen, 
insbesondere aus Knappschaftskassen und Kassen der Knappschaftsvereine, zu 
beziehenden Hebungen können jedoch geschuldete Beiträge aufgerechnet werden. 
 

§ 395 
Aufrechnung gegen Forderungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften 

Gegen eine Forderung des Bundes oder eines Landes sowie gegen eine Forderung 
einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbands ist die Aufrechnung nur 
zulässig, wenn die Leistung an dieselbe Kasse zu erfolgen hat, aus der die 
Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen ist. 
 

§ 396 
Mehrheit von Forderungen 

(1) Hat der eine oder der andere Teil mehrere zur Aufrechnung geeignete 
Forderungen, so kann der aufrechnende Teil die Forderungen bestimmen, die 
gegeneinander aufgerechnet werden sollen. Wird die Aufrechnung ohne eine solche  
Bestimmung erklärt oder widerspricht der andere Teil unverzüglich, so findet die 
Vorschrift des § 366 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 
(2) Schuldet der aufrechnende Teil dem anderen Teil außer der Hauptleistung Zinsen 
und Kosten, so findet die Vorschrift des § 367 entsprechende Anwendung.  
 
 
Titel 4 



Erlass 
 
§  
 
lassvertrag, negatives Schuldanerkenntnis 
(1) Das Schuldverhältnis erlischt, wenn der Gläubiger dem Schuldner durch Vertrag 
die Schuld erlässt. 
(2) Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem Schuldner anerkennt, 
dass das Schuldverhältnis nicht bestehe. 
 
 
 
A b s c h n i t t 5 
Übertragung einer Forderung 
 

§ 398 
Abtretung 

Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem anderen auf 
diesen übertragen werden (Abtretung). 
Mit dem Abschluss des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die Stelle des bisherigen 
Gläubigers. 
 

§ 399 
Ausschluss der Abtretung bei Inhaltsänderung oder Vereinbarung 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, wenn die Leistung an einen anderen 
als den ursprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann 
oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeschlossen ist. 
 

§ 400 
Ausschluss bei unpfändbaren Forderungen 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, soweit sie der Pfändung nicht 
unterworfen ist. 
 

§ 401 
Übergang der Neben- und Vorzugsrechte 

(1) Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypotheken, Schiffshypotheken oder 
Pfandrechte, die für sie bestehen, sowie die Rechte aus einer für sie bestellten 
Bürgschaft auf den neuen Gläubiger über.  
(2) Ein mit der Forderung für den Fall der Zwangsvollstreckung oder des 
Insolvenzverfahrens verbundenes Vorzugsrecht kann auch der neue Gläubiger 
geltend machen. 
 

§ 402 
Auskunftspflicht; Urkundenauslieferung 

Der bisherige Gläubiger ist verpflichtet, dem neuen Gläubiger die zur 
Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft zu erteilen und ihm die zum Beweis 
der Forderung dienenden Urkunden, soweit sie sich in seinem Besitz befinden, 
auszuliefern. 
 

§ 403 
Pflicht zur Beurkundung 



Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf Verlangen eine öffentlich 
beglaubigte Urkunde über die Abtretung auszustellen. Die Kosten hat der neue 
Gläubiger zu tragen und vorzuschießen. 
 

§ 404 
Einwendungen des Schuldners 

Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Einwendungen entgegensetzen, die 
zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den bisherigen Gläubiger begründet 
waren. 
 

§ 405 
Abtretung unter Urkundenvorlegung 

Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld ausgestellt, so kann er sich, wenn 
die Forderung unter Vorlegung der Urkunde abgetreten wird, dem neuen Gläubiger 
gegenüber nicht darauf berufen, dass die Eingehung oder Anerkennung des 
Schuldverhältnisses nur zum Schein erfolgt oder dass die Abtretung durch 
Vereinbarung mit dem ursprünglichen Gläubiger ausgeschlossen sei, es sei denn, 
dass der neue Gläubiger bei der Abtretung den Sachverhalt kannte oder kennen 
musste. 
 

§ 406 
Aufrechnung gegenüber dem neuen Gläubiger 

Der Schuldner kann eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger zustehende Forderung 
auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es sei denn, dass er bei dem 
Erwerb der Forderung von der Abtretung Kenntnis hatte oder dass die Forderung erst 
nach der Erlangung der Kenntnis und später als die abgetretene Forderung fällig 
geworden ist. 
 

§ 407 
Rechtshandlungen gegenüber dem bisherigen Gläubiger 

(1) Der neue Gläubiger muss eine Leistung, die der Schuldner nach der Abtretung an 
den bisherigen Gläubiger bewirkt, sowie jedes Rechtsgeschäft, das nach der 
Abtretung zwischen dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger in Ansehung der 
Forderung vorgenommen wird, gegen sich gelten lassen, es sei denn, dass der 
Schuldner die Abtretung bei der Leistung oder der Vornahme des Rechtsgeschäfts 
kennt.  
(2) Ist in einem nach der Abtretung zwischen dem Schuldner und dem bisherigen 
Gläubiger anhängig gewordenen Rechtsstreit ein rechtskräftiges Urteil über die 
Forderung ergangen, so muss der neue Gläubiger das Urteil gegen sich gelten 
lassen, es sei denn, dass der Schuldner die Abtretung bei dem Eintritt der 
Rechtshängigkeit gekannt hat. 
 

§ 408 
Mehrfache Abtretung 

(1) Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen Gläubiger nochmals an 
einen Dritten abgetreten, so findet, wenn der Schuldner an den Dritten leistet oder 
wenn zwischen dem Schuldner und dem Dritten ein Rechtsgeschäft vorgenommen 
oder ein Rechtsstreit anhängig wird, zugunsten des Schuldners die Vorschrift des § 
407 dem früheren Erwerber gegenüber entsprechende Anwendung. 
(2) Das Gleiche gilt, wenn die bereits abgetretene Forderung durch gerichtlichen 
Beschluss einem Dritten überwiesen wird oder wenn der bisherige Gläubiger dem 



Dritten gegenüber anerkennt, dass die bereits abgetretene Forderung kraft Gesetzes 
auf den Dritten übergegangen sei. 
 

§ 409 
Abtretungsanzeige 

(1) Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, dass er die Forderung abgetreten habe, 
so muss er dem Schuldner gegenüber die angezeigte Abtretung gegen sich gelten 
lassen, auch wenn sie nicht erfolgt oder nicht wirksam ist.  
Der Anzeige steht es gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung 
dem in der Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger ausgestellt hat und dieser sie 
dem Schuldner vorlegt. 
(2) Die Anzeige kann nur mit Zustimmung desjenigen zurückgenommen werden, 
welcher als der neue Gläubiger bezeichnet worden ist. 
 

§ 410 
Aushändigung der Abtretungsurkunde 

(1) Der Schuldner ist dem neuen Gläubiger gegenüber zur Leistung nur gegen 
Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Abtretung ausgestellten 
Urkunde verpflichtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung des neuen Gläubigers ist 
unwirksam, wenn sie ohne Vorlegung einer solchen Urkunde erfolgt und der 
Schuldner sie aus diesem Grunde unverzüglich zurückweist. 
(2) Diese Vorschriften finden keine Anwendung, wenn der bisherige Gläubiger dem 
Schuldner die Abtretung schriftlich angezeigt hat. 
 

§ 411 
Gehaltsabtretung 

Tritt eine Militärperson, ein Beamter, ein Geistlicher oder ein Lehrer an einer 
öffentlichen Unterrichtsanstalt den übertragbaren Teil des Diensteinkommens, des 
Wartegelds oder des Ruhegehalts ab, so ist die auszahlende Kasse durch 
Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger ausgestellten, öffentlich oder 
amtlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu benachrichtigen. 
Bis zur Benachrichtigung gilt die Abtretung als der Kasse nicht bekannt. 
 

§ 412 
Gesetzlicher Forderungsübergang 

Auf die Übertragung einer Forderung kraft Gesetzes finden die Vorschriften der §§ 
399 bis 404, 406 bis 410 entsprechende Anwendung. 
 

§ 413 
Übertragung anderer Rechte 

Die Vorschriften über die Übertragung von Forderungen finden auf die Übertragung 
anderer Rechte entsprechende Anwendung, soweit nicht das Gesetz ein anderes 
vorschreibt. 
 
 
 
A b s c h n i t t 6 
Schuldübernahme 
 

§ 414 
Vertrag zwischen Gläubiger und Übernehmer 



Eine Schuld kann von einem Dritten durch Vertrag mit dem Gläubiger in der Weise 
übernommen werden, dass der Dritte an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. 
 

§ 415 
Vertrag zwischen Schuldner und Übernehmer 

(1) Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem Schuldner vereinbart, so 
hängt ihre Wirksamkeit von der Genehmigung des Gläubigers ab. Die Genehmigung 
kann erst erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem Gläubiger die 
Schuldübernahme mitgeteilt hat. Bis zur Genehmigung können die Parteien den 
Vertrag ändern oder aufheben. 
(2) Wird die Genehmigung verweigert, so gilt die Schuldübernahme als nicht erfolgt. 
Fordert der Schuldner oder der Dritte den Gläubiger unter Bestimmung einer Frist zur 
Erklärung über die Genehmigung auf, so kann die Genehmigung nur bis zum Ablauf 
der Frist erklärt werden; 
wird sie nicht erklärt, so gilt sie als verweigert.  
(3) Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung erteilt hat, ist im Zweifel der 
Übernehmer dem Schuldner gegenüber verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu 
befriedigen. Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger die Genehmigung verweigert. 
 

§ 416 
Übernahme einer Hypothekenschuld 

(1) Übernimmt der Erwerber eines Grundstücks durch Vertrag mit dem Veräußerer 
eine Schuld des Veräußerers, für die eine Hypothek an dem Grundstück besteht, so 
kann der Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen, wenn der Veräußerer sie 
ihm mitteilt. Sind seit dem Empfang der Mitteilung sechs Monate verstrichen, so gilt 
die Genehmigung als erteilt, wenn nicht der Gläubiger sie dem Veräußerer 
gegenüber vorher verweigert hat; die Vorschrift des § 415 Abs. 2 Satz 2 findet keine 
Anwendung. 
(2) Die Mitteilung des Veräußerers kann erst erfolgen, wenn der Erwerber als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen ist. Sie muss schriftlich geschehen und den 
Hinweis enthalten, dass der Übernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners 
tritt, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der sechs Monate erklärt. 
(3) Der Veräußerer hat auf Verlangen des Erwerbers dem Gläubiger die 
Schuldübernahme mitzuteilen. Sobald die Erteilung oder Verweigerung der 
Genehmigung feststeht, hat der Veräußerer den Erwerber zu benachrichtigen. 
 

§ 417 
Einwendungen des Übernehmers 

(1) Der Übernehmer kann dem Gläubiger die Einwendungen entgegensetzen, 
welche sich aus dem Rechtsverhältnis zwischen dem Gläubiger und dem bisherigen 
Schuldner ergeben. Eine dem bisherigen Schuldner zustehende Forderung kann er 
nicht aufrechnen. 
(2) Aus dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältnis zwischen 
dem Übernehmer und dem bisherigen Schuldner kann der Übernehmer dem 
Gläubiger gegenüber Einwendungen nicht herleiten. 
 

§ 418 
Erlöschen von Sicherungs- und Vorzugsrechten 

(1) Infolge der Schuldübernahme erlöschen die für die Forderung bestellten 
Bürgschaften und Pfandrechte. 



Besteht für die Forderung eine Hypothek oder eine Schiffshypothek, so tritt das 
Gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek oder die Schiffshypothek 
verzichtet. Diese Vorschriften finden keine Anwendung, wenn der Bürge oder 
derjenige, welchem der verhaftete Gegenstand zur Zeit der Schuldübernahme 
gehört, in diese einwilligt. 
(2) Ein mit der Forderung für den Fall des Insolvenzverfahrens verbundenes 
Vorzugsrecht kann nicht im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Übernehmers geltend gemacht werden. 
 

§ 419 
(weggefallen) 
 
 
 
A b s c h n i t t 7 
Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern 
 

§ 420 
Teilbare Leistung 

Schulden mehrere eine teilbare Leistung oder haben mehrere eine teilbare Leistung 
zu fordern, so ist im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem gleichen Anteil verpflichtet, 
jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Anteil berechtigt. 
 

§ 421 
Gesamtschuldner 

Schulden mehrere eine Leistung in der Weise, dass jeder die ganze Leistung zu 
bewirken verpflichtet, der Gläubiger aber die Leistung nur einmal zu fordern 
berechtigt ist (Gesamtschuldner), so kann der Gläubiger die Leistung nach seinem 
Belieben von jedem der Schuldner ganz oder zu einem Teil fordern. Bis zur 
Bewirkung der ganzen Leistung bleiben sämtliche Schuldner verpflichtet. 
 

§ 422 
Wirkung der Erfüllung 

(1) Die Erfüllung durch einen Gesamtschuldner wirkt auch für die übrigen Schuldner. 
Das Gleiche gilt von der Leistung an Erfüllungs statt, der Hinterlegung und der 
Aufrechnung. 
(2) Eine Forderung, die einem Gesamtschuldner zusteht, kann nicht von den übrigen 
Schuldnern aufgerechnet werden. 
 

§ 423 
Wirkung des Erlasses 

Ein zwischen dem Gläubiger und einem Gesamtschuldner vereinbarter Erlass wirkt 
auch für die übrigen Schuldner, wenn die Vertragschließenden das ganze 
Schuldverhältnis aufheben wollten. 
 

§ 424 
Wirkung des Gläubigerverzugs 

Der Verzug des Gläubigers gegenüber einem Gesamtschuldner wirkt auch für die 
übrigen Schuldner. 
 

§ 425 



Wirkung anderer Tatsachen 
(1) Andere als die in den §§ 422 bis 424 bezeichneten Tatsachen wirken, soweit sich 
nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt, nur für und gegen den 
Gesamtschuldner, in dessen Person sie eintreten. 
(2) Dies gilt insbesondere von der Kündigung, dem Verzug, dem Verschulden, von 
der Unmöglichkeit der Leistung in der Person eines Gesamtschuldners, von der 
Verjährung, deren Neubeginn, Hemmung und Ablaufhemmung, von der Vereinigung 
der Forderung mit der Schuld und von dem rechtskräftigen Urteil. 
 

§ 426 
Ausgleichungspflicht, Forderungsübergang 

(1) Die Gesamtschuldner sind im Verhältnis zueinander zu gleichen Anteilen 
verpflichtet, soweit nicht ein anderes bestimmt ist. Kann von einem Gesamtschuldner 
der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, so ist der Ausfall von den 
übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen. 
(2) Soweit ein Gesamtschuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen 
Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, geht die Forderung des Gläubigers gegen 
die übrigen Schuldner auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Gläubigers geltend gemacht werden. 
 

§ 427 
Gemeinschaftliche vertragliche Verpflichtung 

Verpflichten sich mehrere durch Vertrag gemeinschaftlich zu einer teilbaren Leistung, 
so haften sie im Zweifel als Gesamtschuldner. 
 

§ 428 
Gesamtgläubiger 

Sind mehrere eine Leistung in der Weise zu fordern berechtigt, dass jeder die ganze 
Leistung fordern kann, der Schuldner aber die Leistung nur einmal zu bewirken 
verpflichtet ist (Gesamtgläubiger), so kann der Schuldner nach seinem Belieben an 
jeden der Gläubiger leisten. Dies gilt auch dann, wenn einer der Gläubiger bereits 
Klage auf die Leistung erhoben hat.  
 

§ 429 
Wirkung von Veränderungen 

(1) Der Verzug eines Gesamtgläubigers wirkt auch gegen die übrigen Gläubiger. 
(2) Vereinigen sich Forderung und Schuld in der Person eines Gesamtgläubigers, so 
erlöschen die Rechte der übrigen Gläubiger gegen den Schuldner. 
(3) Im Übrigen finden die Vorschriften der §§ 422, 423, 425 entsprechende 
Anwendung. Insbesondere bleiben, wenn ein Gesamtgläubiger seine Forderung auf 
einen anderen überträgt, die Rechte der übrigen Gläubiger unberührt. 
 

§ 430 
Ausgleichungspflicht der Gesamtgläubiger 

Die Gesamtgläubiger sind im Verhältnis zueinander zu gleichen Anteilen berechtigt, 
soweit nicht ein anderes bestimmt ist. 
 

§ 431 
Mehrere Schuldner einer unteilbaren Leistung 

Schulden mehrere eine unteilbare Leistung, so haften sie als Gesamtschuldner.  
 



§ 432 
Mehrere Gläubiger einer unteilbaren Leistung 

(1) Haben mehrere eine unteilbare Leistung zu fordern, so kann, sofern sie nicht 
Gesamtgläubiger sind, der Schuldner nur an alle gemeinschaftlich leisten und jeder 
Gläubiger nur die Leistung an alle fordern. Jeder Gläubiger kann verlangen, dass der 
Schuldner die geschuldete Sache für alle Gläubiger hinterlegt oder, wenn sie sich 
nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu bestellenden Verwahrer 
abliefert.  
(2) Im Übrigen wirkt eine Tatsache, die nur in der Person eines der Gläubiger eintritt, 
nicht für und gegen die übrigen Gläubiger. 
 


